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Die Konferenz nimmt heute, am 9. Juli 1964, das folgende 
Übereinkommen an, das als Übereinkommen über die Be­
schäftigungspolitik, 1964, bezeichnet wird.

A r t i k e l  1

1. Um das wirtschaftliche Wachstum und die wirtschaftliche 
Entwicklung anzuregen, den Lebensstandard zu heben, den 
Arbeitskräftebedarf zu decken sowie die Arbeitslosigkeit und 
die Unterbeschäftigung zu beseitigen, hat jedes Mitglied als 
eines der Hauptziele eine aktive Politik festzuliegen und zu 
verfolgen, die dazu bestimmt ist, die volle, produktive und 
frei gewählte Beschäftigung zu fördern..

2. Diese Politik muß zu gewährleisten suchen,

a) daß für alle Personen, die für eine Arbeit zur Verfügung 
stehen und Arbeit suchen, eine solche vorhanden ist;

b) daß diese Arbeit so produktiv wie möglich ist;

c) daß die Wahl der Beschäftigung frei ist und jeder Arbeit­
nehmer alle Möglichkeiten hat, die notwendige Befähi­
gung für eine ihm zusagende Beschäftigung zu erwerben 
und seine Fertigkeiten und Anlagen bei dieser Beschäf­
tigung zu verwenden, und zwar ohne Rücksicht auf 
Rasse, Hautfarbe, Geschlecht. Glaubensbekenntnis, poli­
tische Meinung, nationale Abstammung oder soziale 
Herkunft.

3. Diese Politik hat den Stand und die Stufe der wirtschaft­
lichen ‘Entwicklung sowie die Wechselbeziehungen zwischen 
Besehäftigungszielen und anderen wirtschaftlichen und so­
zialen Zielen gebührend zu berücksichtigen und ist mit Me­
thoden zu verfolgen, die den innerstaatlichen Verhältnissen 
und Gepflogenheiten entsprechen.

A r t i k e l  2
»

Jedes Mitglied hat mit Methoden, die den innerstaatlichen 
Verhältnissen entsprechen und soweit es die innerstaatlichen 
Verhältnisse gestatten,

a) im Rahmen einer koordinierten Wirtschafts- und Sozial­
politik die Maßnahmen zu beschließen,und ständig zu 
überprüfen, die zur Erreichung der in Artikel 1 ange­
gebenen Ziele zu treffen sind;

b) die Schritte zu unternehmen, welche für die Durchfüh­
rung dieser Maßnahmen notwendig sein können, allen­
falls einschließlich der Aufstehung von Programmen.

A r t i k e l  3

Bei der Durchführung dieses Übereinkommens sind Ver­
treter der Personen, die von den beabsichtigten Maßnahmen 
betroffen werden, und insbesondere Vertreter der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer in bezug auf die Beschäftigungspolitik 
anzuihören, damit deren Erfahrung und Meinung volle Be­
rücksichtigung finden und damit ihre volle Mitarbeit bei der 
Ausarbeitung dieser Politik und somit die Unterstützung 
dieser Politik gesichert werden.

A r t i k e l  4

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen.

A r t i k e l  5

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder 
der Internationalen Arbeitsorganisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor eingetragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die Ratifikatio­
nen zweier Mitglieder durch den Generaldirektor eingetragen 
worden sind.

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft

A r t i k e l  в

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat, 
kann es nach Ablauf von zehn Jahren, gerechnet von dem 
Tag, an dem es zum erstenmal in Kraft getreten ist, durch 
Anzeige an den Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes kündigen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nach Ablauf des im vorigen Ab­
satz genannten Zeitraumes von zehn Jahren von dem in die­
sem Artikel vorgesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch 
macht, bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkommen jeweils 
nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn Jahren nach Maßgabe 
dieses Artikels kündigen.

A r t i k e l  7

1. Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der Internationalen Arbeitsorganisation 
Kenntnis von der Eintragung aller Ratifikationen und Kündi­
gungen, die ihm von den Mitgliedern der Organisation mit- 
geteilt werden.

2, Der Generaldirektor wird die Mitglieder der Organi­
sation, wenn er ihnen von der Eintragung der zweiten Rati­
fikation, die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis gibt, auf den Zeit­
punkt aufmerksam machen, in dem dieses Übereinkommen 
in Kraft tritt.

A r t i k e l  8

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes über­
mittelt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zwecks 
Eintragung nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Natio­
nen vollständige Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe 
der vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikationen und 
Kündigungen.

A r t i k e l  9

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes hat, 
sooft er es für nötig erachtet, der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durchführung dieses Übereinkom­
mens zu erstatten und zu prüfen, ob die Frage seinA- gänz­
lichen oder teilweisen Abänderung auf die Tagesordnung 
der Konferenz gesetzt werden soll.

А r ti kel 10

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkommen an, 
welches das vorliegende Übereinkommen ganz oder teilweise 
abändert, und sieht das neue Übereinkommen nichts anderes 
vor, so gelten folgende Bestimmungen:

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkommens durch 
ein Mitglied schließt ohne weiteres die sofortige Kündi­
gung des vorliegenden Übereinkommens in sich ohne 
Rücksicht auf Artikel 6, vorausgesetzt, daß das neu­
gefaßte Übereinkommen in Kraft getreten ist

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaßten 
Übereinkommens an kann das vorliegende Übereinkom­
men von den Mitgliedern nicht mehr ratifiziert werden.


